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Die Verbindungsstelle übermittelt in der Beilage das im Rahmen des Arbeitskreises 
erarbeitete und nach finaler Abstimmung in der IKT-BUND Sitzung vom 29. Juni 2011
und der AGLeiter-Sitzung vom 7. September 2011 Dokument
„White Paper IPv6“
mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme.

Das Internet  basiert  auf  der  Nutzung von standardisierten  Protokollen.  Eines der
wesentlichsten Protokolle zur Nutzung des Internet ist das Internet Protokoll, welches
die  weltweit  eindeutige  Adressierung  der  einzelnen  Teilnehmer  am  Internet
sicherstellt. Bereits im Jahr 1980 wurde das Internet Protokoll Version 4 entwickelt,
welches theoretisch 4,3 Milliarden Adressen zur Verfügung stellt. Praktisch gesehen
jedoch viel weniger. Aufgrund der Protokoll-Architektur ist ein Teil der Adressen für
spezifische  Zwecke  wie  Multicast-Services,  private  Adressräume,  usw.  reserviert.
Dadurch wird die Zahl der tatsächlich zur Verfügung stehen Adressen verkleinert.

Anfang  2011  wurden  die  letzten  IPv4-Adressblöcke  von  der  internationalen
Organisation  IANA,  welche  weltweit  die  Adressen  verwaltet,  an  die  regionalen
Internet Registratoren vergeben. Seitens RIPE-NCC, dem europäischen Registrar,
werden aktuell  die  letzten  IPv4-Adressblöcke vergeben.  Bei  konstant  steigendem
Bedarf an IPv4-Adressen sind mit Ende 2011 die letzten IPv4-Adressen in Europa
vergeben.

Auf  Basis  der bestehenden Faktenlage ergeben sich sowohl  technische als auch
rechtliche Anforderungen. Werden zukünftig neue Internetbenutzer, seien es private
Haushalte, Unternehmen oder Teile der öffentlichen Verwaltung, nur mehr über IPv6
an das Internet  angebunden,  ist  für  diese die Erreichbarkeit  der Internet-Services
nicht  mehr  sichergestellt.  Ohne Gegenmaßnahmen ist  das Ergebnis  eine  digitale
Kluft im Internet zwischen IPv4- und IPv6-Teilnetzen.

Das  vorliegende  Dokument  stellt  Basisinformationen  zum  Thema  IPv6  in  der
öffentlichen Verwaltung  bereit.  Es  gibt  einen Überblick  über  die  technischen und
rechtlichen
Anforderungen  und  definiert  grundlegende  Maßnahmen  zur  Implementierung  von
IPv6.
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